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Bundesgerichtshof, Beschluss v. 16.9.2026 – XII ZB 232/23

1. Eine zivilverfahrensrechtliche Anerkennung von Entscheidungen ausländischer Behörden kommt
nur dann in Betracht, wenn diese Behörden mit staatlicher Autorität ausgestattet sind und
funktional deutschen Gerichten entsprechen. Der ausländische Behördenakt muss in seinen
Wirkungen einer deutschen Gerichtsentscheidung entsprechen.

2. Eintragungen in ausländische Personenstandsregister können daher grundsätzlich nicht Gegenstand
einer Entscheidungsanerkennung nach § 108 FamFG sein, weil sie regelmäßig keine materiell-
rechtlich verbindlichen Aussagen treffen. Etwas anderes mag im Einzelfall dann gelten, wenn die
Rechtsordnung des Registerstaates der Eintragung ausnahmsweise eine über die Beweisfunktion
hinausgehende konstitutive Wirkung für die Gestaltung der materiellen Rechtslage beimisst
(Fortführung des Senatsbeschlusses v. 20.3.2019 – XII ZB 320/17 –, FamRZ 2019, 890 [m. Anm. 
v. Bary] {FamRZ-digital | FamRZ bei juris}).

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird demnächst in der FamRZ veröffentlicht, m. Anm. Christiane v.
Bary.
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